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Wir brauchen 
keine neue  
Verfassung
von Präsident Rainer Wieland MdEP

Wir lösen die europäische Krise nicht, 
indem wir unser überaus erfolgrei-

ches Grundgesetz in Frage stellen! Der zur 
Stabilisierung der Währungsunion gebote-
ne Transfer von nationalen Souveränitäts-
rechten kann auf Grundlage der bestehen-
den Verfassungsordnung geschehen. Ich 
weiß, dass eine gewisse Faszination von 
dem Weg ausgeht, den Artikel 146 unseres 
Grundgesetzes aufzeigt. Eine neue Verfas-
sung wäre aber nicht der Königsweg aus 
der Krise, auch wenn das Bundesverfas-
sungsgericht ihn in seiner jüngeren Recht-
sprechung gleichsam vorzeichnet. Ich plä-
diere für eine Volksabstimmung, die das 
Grundgesetz nicht ersetzt, sondern dessen 
Europaoffenheit stärkt!

  Wer sich heute Reden und Texte von Ro-
bert Schumann, Charles De Gaulle, Konrad 
Adenauer, Kurt Schumacher, Theodor Heuss, 
Carlo Schmid und vielen anderen Akteuren 
an der Wiege von Grundgesetz und Europä-
ischer Einigung vor Augen führt, weiß, dass 
der Geist von Frieden und Verständigung 
Eingang in das deutsche Grundgesetz gefun-
den hat und seine Präambel weder Verfas-
sungslyrik noch Zufall, sondern Programm 
ist und das ganze Grundgesetz als Grün-
dungsratio der Bundesrepublik Deutschland 
auch in seinem Kernbestand trägt. Ich be-
trachte das Grundgesetz nicht nur als prinzi-
piell vereinbar mit einer weiteren Vertiefung 
der europäischen Integration, sondern seine 
Präambel als Kompass auf deren Weg. Wir 
müssen gewissermaßen die Präambel des 
Grundgesetzes in die Verfassung holen!

  In der Präambel unseres Grundgesetzes 
ist von dem Willen des deutschen Volkes die 
Rede, „als gleichberechtigtes Glied in einem 
vereinten Europa dem Frieden zu dienen“. 
Das vereinte Europa ist auch das Ziel der 

Europa-Union Deutsch-
land. Die Präambel ist 
bei manchem Verfas-
sungsrechtler zum Fuß-
notenlieferanten mit 
„Da-war-doch-noch-
was-Texten” verkommen. 
Sie muss in europa-
rechtlichen Fragen von 
der gerade noch gedul-
deten Auslegungsregel 
zum Prüfungsmaßstab 
der Verfassung werden, 
fast muss man sagen 
wieder werden, wenn 
man bedenkt, dass der 
deutsche Gesetzgeber 
die Gründung einer eu-
ropäischen Armee be-
reits unwidersprochen 
gebilligt hatte.

  Eines neuen Grundgesetzes bedarf es 
dazu nicht! Im Gegenteil: Wir sind mit un-
serem Grundgesetz in 60 Jahren besser 
gefahren als in Jahrhunderten zuvor – viel-
leicht gerade wegen des Auftrags zur euro-
päischen Integration –; ein neuer Text würde 
geradewegs ins Klein-Klein der Tagespolitik 
führen. Deshalb sollte eine Volksabstim-
mung über eine Grundgesetzänderung 
stattfinden, die den Souveränitätsverzicht 
zu Gunsten der europäischen Integration 
explizit erlaubt. Im Ergebnis muss es für 
Bundestag und Bundesrat möglich wer-
den, jeweils mit Zweidrittelmehrheit weitere 
Kompetenzübertragungen auf die europä-
ische Ebene vorzunehmen. Dazu bedarf es 
eben eines Referendums, das eine solche 
Europa-Klausel des Grundgesetzes legiti-
miert. Wir können die Grenze, die Karlsruhe 
für die weitere Integration sieht, durch die 
vom Bundesverfassungsgericht als notwen-
dig angesehene Volksabstimmung verschie-
ben. Bundestag und Bundesrat sollen in ih-
rer geteilten Europaverantwortung und im 
Sinne der Grundgesetzpräambel über alle 
künftigen Kompetenzübertragungen befin-
den können. Dazu bedarf es weder beson-
derer rechtstechnischer Kniffe, noch einer 
komplizierten Debatte. Ein entsprechendes 
Referendum kann, getragen von allen eu-
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Grundgesetzänderung oder gar eine neue Verfassung für ein 
Europareferendum? EUD-Präsident Rainer Wieland bezieht klar Position.	
		  Bild: EU-Kommission

ropafreundlichen politischen Kräften in der 
Bundesrepublik, zügig durchgeführt werden. 
Wenn dies gewünscht ist, sogar zusammen 
mit der Bundestagswahl 2013!	 
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Forum

Aktuell werden wieder Stimmen laut, die ein 
eigenes Parlament für die Eurozone for-

dern. Die zur Euro-Rettung nötigen Entschei-
dungen sollen auf diese Weise auch auf euro-
päischer Ebene besser demokratisch legitimiert 
werden. Der Gedanke ist nicht neu. Er ist in 
den vergangenen Monaten parteiübergreifend 
immer wieder ins Spiel gebracht worden. EUD-
Generalsekretär Christian Moos spricht sich 
deutlich gegen ein EURO-Parlament aus.
  Ein eigenes Parlament für die Eurozone 
könnte die Europäische Union spalten, so 
Moos. „Entweder es ist nur ein Feigenblatt, 
das den Schein der demokratischen Legiti-
mation für die Euro-Politik erzeugen soll, oder 
es ist tatsächlich ein machtvolles Parlament, 

das auch von unserem Bundesverfassungs-
gericht als Grundlage für weitere Kompe-
tenzübertragungen akzeptiert würde. Dann 
wäre aber die Spaltung der Europäischen 
Union faktisch vollzogen, ein rapides Ausei-
nanderdriften von Euro-Ländern und Nicht-
Euro-Ländern nicht mehr aufzuhalten.“
  „Europa hat ein Parlament. Das ist das 
Europäische Parlament“, betont Moos. Es 
sei bereits heute alles andere als ohnmäch-
tig, brauche aber weitere Kompetenzen. „Die 
Politik sollte sich parteiübergreifend darauf 
verständigen, das Europäische Parlament 
mit weiteren Kompetenzen auszustatten.“ 
Die Union müsse sich, wie in der Politikwis-
senschaft diskutiert, in einen „Parlaments-

Kein EURO-Parlament nötig
Generalsekretär Christian Moos äußert sich zur aktuellen Debatte

verbund“ weiterentwickeln, das Europäische 
Parlament in einem engeren Verbund mit 
den einzelstaatlichen Parlamenten demo-
kratische Legitimation sichern. „Wir brau-
chen eine föderale Union“, so Moos.
  Gegen den grassierenden Intergouverne-
mentalismus helfe auch kein eigenes Euro-
Parlament. Unterschiedliche Geschwindigkei-
ten seien in Europa unvermeidlich, bestünden 
bereits heute, so etwa beim Euro oder mit 
Schengen. „Unterschiedliche Geschwindig-
keiten sind dann richtig, wenn alle in die ge-
meinsame Richtung gehen, wenn auch un-
terschiedlich schnell. Wir dürfen aber nicht 
damit anfangen, in hohem Tempo in entge-
gengesetzte Richtungen zu laufen!“            

„Das Amtsenthebungsverfahren gegen 
den rumänischen Präsidenten Trai-

an Basescu war eine Farce“, betonte EUD-
Präsident Rainer Wieland in einer Erklärung 
Ende Juli 2012. Ein von der Regierung an-
gesetztes Referendum über die Amtsenthe-
bung Basescus ist gescheitert. Mindestens 
die Hälfte der Wahlberechtigten hätte sich 
beteiligen müssen. Es nahmen aber nur 
knapp 46 Prozent an der Abstimmung teil. 
Die Regierung hatte zuvor versucht, dieses 
Quorum abzusenken, um ihr Ziel, die Entfer-
nung des Präsidenten aus seinem Amt, zu 
erreichen. „Die Art und Weise, wie der ru-
mänische Präsident seines Amtes enthoben 
werden sollte, grenzt an einen Putsch. So 
etwas habe ich in der EU nicht für möglich 
gehalten“, so Wieland.

  Während das auch von der EUD kritisierte 
Ungarn auf wichtige Kritikpunkte der EU-
Kommission einzugehen scheine, drohe nun 
der jungen Demokratie in Rumänien Gefahr. 
„Die Europa-Union hat sich auf die Fahnen 
geschrieben, über die Einhaltung der euro-
päischen Werte zu wachen. Was in Bukarest 
geschehen ist, bedeutet einen klaren Ver-
stoß gegen diese Werte. Die Regierung von 
Viktor Ponta muss zur Besinnung kommen!“

  „Die Europa-Union sieht sich als größte 
überparteiliche Bürgerinitiative für Europa 
in der Pflicht, auf Verstöße gegen die de-
mokratische Ordnung wie jetzt in Rumänien 
zu reagieren“, so Wieland. Das Referendum, 
das die Regierung aus Sozialdemokraten 
und Nationalliberalen angesetzt hatte, sei 
ein ungewöhnliches, mit den europäischen 
Werten unvereinbares Vorgehen. Die EUD 
werde die weitere Entwicklung nach dem 
Scheitern des Referendums genau beob-
achten, sagte Wieland. Erforderlichenfalls 
werde die Europa-Union wie im ungari-
schen Fall auch eine Demonstration vor der 
rumänischen Botschaft veranstalten.

  Im Frühjahr hatte die Europa-Union vor 
der ungarischen Botschaft für die Wah-
rung der europäischen Werte, für Demo-
kratie und Grundrechte demonstriert. „Die 
Europa-Union kann nur glaubwürdig blei-
ben, wenn bei ihrem Eintreten für europä-
ische Werte die Messlatte für Regierungen 
aller Couleur gleich hoch liegt“, sieht sich 
Wieland überzeugt. Hintergrund der Kritik 
ist nicht die Gegnerschaft der neuen ru-
mänischen Regierung zum Präsidenten des 
Landes, sondern die Art, wie dieses Amts-
enthebungsverfahren betrieben wurde. Die 

Regierungsmehrheit Viktor Pontas, dem 
die konservative Opposition vorwirft, alle 
Macht im Staat an sich reißen zu wollen, 
hat für das Amtsenthebungsverfahren nicht 
nur zentrale Verfassungsbestimmungen 
einfach gesetzlich geändert, sondern dem 
Verfassungsgericht mit einem Federstrich 
handstreichartig die Kontrolle der Legislati-
ve entzogen. „Die Unabhängigkeit der Justiz 
ist nicht nur einer der europäischen Kern-
werte, sondern eine der roten Linien, deren 
Überschreitung wir niemandem durchgehen 
lassen und für deren Einhaltung wir auch 
erneut auf die Straße gehen“.

  Rainer Wieland beobachtet die Lage in 
mehreren südosteuropäischen Staaten mit 
großer Sorge: „Die Demokratie ist hier und 
da noch nicht fest verankert, Opposition 
wird von maßgeblichen politischen Kräf-
ten als illegitim, Macht nicht als auf Zeit 
verliehen verstanden. Der Respekt vor den 
demokratischen Institutionen lässt zu wün-
schen übrig. Bei allem Verständnis für den 
schwierigen wirtschaftlichen Aufholprozess, 
der nun durch die Finanzkrise zusätzlich er-
schwert wird; die grundlegenden Spielregeln 
des demokratischen Rechtsstaats müssen 
eingehalten werden.“		  

Sorge über Zustand der Demokratie in Südosteuropa
Präsident Wieland: Europa-Union muss Wahrung europäischer Werte anmahnen!



• die Einberufung eines verfassungs-
gebenden Konvents, welcher sich aus 
Abgeordneten und Vertretern der Zivilge-
sellschaft, die von den Bürgern auf nati-
onaler und europäischer Ebene gewählt 
werden, sowie aus Vertretern der Regie-
rungen und der Europäischen Kommissi-
on zusammensetzt, der nationale Vetos 
überwindet und über das Mandat verfügt, 
eine föderale Verfassung zu entwerfen; 

• die verfassungsmäßige Aufnahme von 
Maßnahmen über eine differenzierte In-
tegration, welche den Staaten genügend 
Zeit gewährt, sich an die verschiedenen 
Stufen einer vertieften europäischen In-
tegration anzupassen, und die es ihnen 
ermöglicht, sich zusammenzuschließen 
und voran zu gehen oder aber zurückzu-
bleiben, um sich für eine spätere Integra-
tion besser vorbereiten zu können. 

Aus dem
Bundesverband

• In Anbetracht der Tatsache, dass sich 
die gegenwärtige Tendenz, mit intergou-
vernementalen Methoden auf die Krise zu 
reagieren, als zu kurzsichtig erwiesen hat 
und von einer Renationalisierungswelle 
begleitet wurde, benötigen wir nicht nur 
eine Neubelebung der Gemeinschafts-
methode, sondern müssen darüber hin-
ausgehen, indem wir eine föderale politi-
sche Union vorantreiben. Die Summe der 
nationalen Interessen ergibt nicht den 
besten Ansatz für die EU und steht im Wi-
derspruch zum Wesen der europäischen 
Integration, wie sie sich die europäischen 
Gründungsväter wie Alcide de Gasperi 
und Konrad Adenauer vorgestellt hatten. 

• einen Aufruf des Europäischen Parla-
ments an die nationalen Regierungen und 
Parlamente, einen neuen verfassungs- 
gebenden Konvent einzuberufen; 

Anlässlich der Zuspitzung der Wirtschaftskrise in Europa haben die  

Europa-Union Deutschland und ihre italienische Schwesterorganisation,  

das Movimento Federalista Europeo, einen gemeinsamen Aufruf  

für eine föderale Europäische Union verfasst: 

• eine neue politische Initiative von Seiten 
der Eurogruppenländer, um den Grund-
stein zur Schaffung einer europäischen 
Föderation durch ein demokratisches 
und verfassungsgebendes Verfahren zu 
legen: Es muss deutlich werden, dass das 
europäische politische Projekt weiter vor-
anschreiten und seine demokratische Le-
gitimität gestärkt werden kann, während 
gleichzeitig die gegenwärtige Schulden- 
und Vertrauenskrise überwunden wird; 

• die Stärkung der politischen Einheit 
beginnend mit der Eurogruppe und allen 
Ländern, die eine größere Einheit anstre-
ben, bei gleichzeitiger Suche nach bes-
seren und effektiveren Wegen, eine de-
mokratische, transparente und effektive 
Entscheidungsfindung auf politischer, 
ökonomischer und fiskalischer Ebene zu 
gewährleisten; 

3

FÜR EINE POLITISCHE UNION IN EINEM FÖDERAL VERFASSTEN EUROPA 

  Die Fundamente der Einheit Europas und der Solidarität unter den europäischen 
Völkern sind erschüttert. Europas Zukunft hängt in der Schwebe. Die Politik muss 
die richtigen Wege und Instrumente finden, um sofort zu handeln. 

  Der gegenwärtige intergouvernementale Ansatz, die Krise mit kurzfristigen 
Maßnahmen zu bewältigen, ist gescheitert. Ohne größere gesamteuropäische 
Wachstums- und Entwicklungsimpulse werden die Opfer, die auf nationaler Ebe-
ne notwendig sind, um die Schuldenkrise zu überwinden, weder ausreichen, das 
Vertrauen der europäischen Bürger zurückzugewinnen, noch das der Märkte und 
der übrigen Welt. Ebenso wenig möglich ist es, weiter die grundlegende Frage der 
demokratischen Legitimität der europäischen Organe und die Herausforderungen 
der Globalisierung zu umgehen. 

  Aus diesen Gründen fordern wir: 

Die Europäischen Föderalisten in Deutschland und Italien appellieren an die  
Verantwortlichen in den nationalen und europäischen Institutionen, in den  
Parteien, politischen Bewegungen und der Zivilgesellschaft, diese Initiative zu  
unterstützen!
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JEF

Zum letzten Bundeskongress hatte der 
Bundesvorstand der Jungen Europäi-

schen Föderalisten (JEF) ein „Diskussions-
papier für ein neues Grundsatzprogramm“ 
vorgelegt, das auf dem Kongress diskutiert 
wurde. Erfreulich viele Landes- und Kreisver-
bände wie auch Einzelmitglieder haben sich 
auch danach mit dem Entwurf beschäftigt 
und Rückmeldungen gegeben. Große Ei-
nigkeit besteht darüber, dass das neue Pro-
gramm in möglichst kurzer Form eine Dar-
stellung der wesentlichen Grundpostionen 
der JEF beinhalten und diese verständlich 
vermitteln soll. Das neue Programm soll Ar-
beitsmittel sein; es könnte zum Beispiel neu-
gewählten Kreisvorständen dazu dienen, sich 
schnell einen Überblick über die wesentliche 
Verbandsprogrammatik zu verschaffen und 
die JEF so souveräner vertreten können, sei 
es bei Straßenaktionen, Infoständen oder auf 
einem Podium. Auch Interessenten, die sich 
vor einem Beitritt genauer über die Program-
matik informieren wollen, kann das politische 
Programm an die Hand gegeben werden. 

  Das leidige Problem, dass wir keine Ge-
samtschau unserer wichtigsten Positionen 
haben, kann mit dem Programm auf ele-
gante Art gelöst werden. Zu diesem Zweck 
braucht es eine möglichst einfache und kla-
re Sprache und muss bei Bedarf aktualisiert 
und fortentwickelt werden. Es soll sich um 
ein lebendiges, sich mit der Zeit verändern-
des Programm handeln, nicht aber um einen 
Beschluss, der einmal getroffen und dann 
abgeheftet wird.

  Inhaltlich wurden in den Gliederungen 
vor allem vier Fragen kontrovers diskutiert:
die Grenzen Europas, die Bedeutung des 

Weltföderalismus und die Bedeutung der 
direkten Demokratie sowie der Name für 
den Bundesstaat.

  Besondere Relevanz besitzt die Frage nach 
den Grenzen Europas. So gibt es sehr unter-
schiedliche Standpunkte über die räumliche 
Ausdehnung der Union. Zwar scheinen sich 
die meisten Mitglieder in unserem Grundsatz, 
dass die Grenzen der Union nicht geogra-
phisch, religiös oder kulturell zu definieren 
seien, wiederzufinden; es ist aber auch fest-
zustellen, dass beim Versuch, diesen Grund-
satz zu konkretisieren, die Meinungen weit 
auseinander gehen. So gibt es JEFer, die die 
Funktionsfähigkeit der EU akut gefährdet 
sehen und jeden Gedanken an neue Erweite-
rungsrunden erst einmal ablehnen, während 
andere meinen, bestimmten Staaten müssten 
konkrete Beitrittsperspektiven eröffnet und 
deshalb auch im Programm benannt werden.

  Ebenfalls kontrovers und noch sehr viel 
emotionaler wird der Umgang mit den äu-
ßeren Grenzen und die Ausgestaltung der 
Migrationspolitik der Union diskutiert. Einige 
Kreisverbände und Einzelmitglieder haben 
artikuliert, dass ihnen der Vorschlag des Bun-
desvorstandes zur Asylpolitik zu restriktiv sei 
und zu diesem Thema Änderungsanträge zu 
erwarten sind. Uneinigkeit besteht auch da- 
rin, welchen Stellenwert der Weltföderalis-
mus im Programm einnehmen soll. Im Ent-
wurf wird diesem durchaus viel Platz ein-
geräumt, um den geforderten „visionären“ 
Charakter zum Ausdruck zu bringen und in 
historischer Kontinuität zu Hertenstein (drei 
der zwölf Thesen sind weltföderalistischer 
Natur) daran zu erinnern, dass der Födera-
lismus das zu Grunde liegende Prinzip der 

Ein Politisches Programm für die JEF europäischen Integration ist – und nicht an-
dersherum. Diese prominente Betonung von 
Fernzielen behagt einigen JEFern nicht. Sie 
seien zu utopisch oder aber Ausdruck eines 
„hegemonialen“ Anspruchs, da nicht geklärt 
sei, ob der Föderalismus als universelles Prin-
zip auch über Europa hinaus sinnvoll ist.

  Etwas weniger leidenschaftlich, aber 
doch sehr häufig wurde die Frage der direk-
ten Demokratie aufgeworfen. Das klare Be-
kenntnis zur parlamentarischen Demokratie 
des Entwurfs wird geteilt. Es gibt allerdings 
einige Stimmen, die sich an der kritischen 
Haltung zu Volksentscheiden auf europäi-
scher Ebene, die im Entwurf zum Ausdruck 
gebracht wird, stören, so dass zu erwarten 
ist, dass auch dieses Thema auf dem Kon-
gress diskutiert werden wird.

  Last but not least: Seitdem der Entwurf 
vorliegt, entzündete sich eine Debatte um den 
Namen des europäischen Bundesstaates: Im 
Diskussionspapier verzichteten wir ursprüng-
lich auf eine explizite Bezeichnung, haben uns 
dann aber entschieden, von den „Vereinten 
Staaten von Europa“ zu sprechen, da zuvor 
mangelnde „visionäre Kraft“ von Sprache und 
Inhalt bemängelt wurde. Während einige dies 
ausdrücklich begrüßen und meinen, dass der 
Name gut gewählt sei, weil er stutzig mache 
und auf etwas verweise, dass es noch nicht 
gibt, erinnert er andere zu sehr an den Bun-
desstaat jenseits des Atlantiks.

  Welche Themen letztendlich wie debat-
tiert und entschieden werden, ist offen. Jetzt 
schon ist sicher, dass der Programmprozess 
spannende Debatten zu Grundsatzfragen 
angeregt und dabei geholfen hat, dass wir 
uns im Hinblick auf die Krisenbewältigung 
besser aufgestellt haben, um ein lauter, hör-
barer Verband zu werden, der in die richtige 
Richtung zeigt. Bei allen Unterschieden: Wir 
wollen den europäischen Bundesstaat!

Lars Becker
JEF-Bundesvorsitzender

Haben auf der letzten Klausurtagung des Bundes-
vorstands intensiv über ein Grundsatzprogramm 
der JEF diskutiert: (v. l. n. r.) Ole Hübner, Lutz Gude, 
Daniel Matteo, Manja Jacob, Vincent Venus, Linn 
Selle, Andre Berberich, Christian Beck, Michael 
Dollinger, Inga Wachsmann, Katharina Borngäs-
ser, Thomas Wittmann, Lars Becker.	  

Bild: JEF Deutschland



Übergehen des Europäischen Parlaments 
in diesem Beschluss. 

Linn Selle
JEF-Bundesvorstandsmitglied
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JEF

Europa – auf dem rechten Auge blind?
ohne Grenzen“ und fand zeitgleich auch 
in Offenburg statt. Mit der Demonstra-
tion wandten sich die JEFer gegen eine 
Instrumentalisierung des Schengen-Ab-
kommens für politische Zwecke sowie das 

Interaktive Diskussionen sorgten für eine lockere Atmosphäre bei der 2. „verband:stoff-Akademie“ der JEF.
Beide Bilder: JEF Deutschland

Die JEF setzte erneut ein Zeichen gegen die geplante Reform des Schengen-Abkommens.

„Was ist Rechtspopulismus und 
wie können wir damit umge-

hen?“ waren die Leitfragen der zwei-
ten „verband:stoff-Akademie“ der JEF-
Deutschland in diesem Jahr. Vom 20. bis 
22. Juli versammelten sich rund 20 aktive 
JEFerinnen und JEFer in Berlin, um ihre Er-
fahrungen und Ansichten zu Rechtspopu-
lismus auszutauschen. 

  Zu Seminarbeginn diskutierte die Gruppe 
mit Marcel Lewandowsky von der Univer-
sität Bonn Formen und Erscheinungsarten 
von Populismus, der sowohl als Form der 
politischen Kommunikation, aber auch als 
Ideologie und normativer Begriff verstan-
den werden kann und daher in der politi-
schen Alltagssprache oft vieldeutig und 
ungenau verwendet wird. 

  Während des Akademie-Wochenendes 
standen Diskussionen und der Austausch 
zwischen den Seminarteilnehmerinnen 
und -teilnehmern im Mittelpunkt: So wur-
de erörtert, welche Rolle Populismus in 
unseren Gesellschaften heute spielt und 
was „Populismus der Mitte“ ist. Um die eu-
ropäische Dimension des Seminars nicht zu 
kurz kommen zu lassen, untersuchten die 
Teilnehmer einige europäische Länder, da-
runter Griechenland, die Niederlande und 
Schweden, um Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede populistischer Bewegungen her-
auszufinden. Außerdem wurde die Rolle von 
Euroskeptizismus als wichtiges Thema po-
pulistischer Rhetorik in Zeiten der Eurokrise 
diskutiert. Zudem wurde ein Antrag der AG 
Soziales diskutiert, der sich mit dem Thema 
Rechtspopulismus auseinandersetzt und 
auf dem kommenden JEF-Bundeskongress 
im November in Saarbrücken verabschiedet 
werden soll. (Informationen zum Kongress 
sind über www.jef.de erhältlich.)

  Doch nicht nur inhaltliche Diskussio-
nen, auch die praktische Auseinanderset-
zung mit Rechtspopulismus sollte nicht 
zu kurz kommen. Der Seminarabschluss 
wurde genutzt, um gegen die geplante 
Reform des Schengen-Abkommens durch 
die EU-Innenminister zu demonstrieren. 
Die Aktion am Hackeschen Markt in Berlin 
stand unter dem Motto „Für ein Europa 
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Europäische
Bewegung

Wie sieht es aus, wenn Jung und Alt 
voneinander lernen, Erfahrungen 

austauschen und Wissen transferieren? 
Wenn in einem Mehrgenerationenhaus 
zusammengelebt wird oder Produkte so 
verändert werden, dass sie dem demogra-
phischen Wandel gerecht werden? Vielfäl-
tig, persönlich, bunt und europäisch – das 
zeigen die Arbeiten der Schülerinnen und 
Schüler, die sich in der 59. Runde des Eu-
ropäischen Wettbewerbs 2011/12 mit dem 
Thema „Aktives Altern und Solidarität zwi-
schen den Generationen“ auseinanderge-
setzt haben.

  Insgesamt wurden mit der 59. Wett-
bewerbsrunde 81.261 Schülerinnen und 
Schüler aus ganz Deutschland erreicht, 
rund 10.000 mehr als im Jahr zuvor. Zu 
den Jurierungen auf Landesebene wurden 
29.779 Bilder, Collagen, Architekturmodel-
le, Essays, Reden, Videoclips und Trickfilme 
von Schülern aller Klassenstufen einge-
reicht. Der Europäische Wettbewerb konn-
te an 1.071 deutschen Schulen im In- und 
Ausland seine Stärke als erprobtes Instru-
ment praktischer Schularbeit ausspielen 
und brachte Europa in kreativ-lernender 
Gestalt ins Klassenzimmer. 

  Auf Bundesebene brachte der Europä-
ische Wettbewerb 644 Preisträgerinnen 
und Preisträger hervor. Als gutes Beispiel 
für kooperativen Bildungsföderalismus 
setzte sich die aus Lehrkräften aller Bun-
desländer bestehende Bundesjury intensiv 
mit Arbeiten auseinander, die bereits in den 
Ländern erfolgreich waren. Die Qualität der 
eingereichten Arbeiten belegt, dass es den 
Lehrkräften an den Schulen gelingt, euro-
päische Themen erfolgreich im Unterricht 
umzusetzen und ihre Schüler zur Entwick-
lung eigener Ideen und Vorstellungen für 
Europa anzuregen.

  Die Trägerschaft des Europäischen 
Wettbewerbs teilen sich die Kultusminis-
terien der Länder und die Europäische Be-
wegung Deutschland. Mitglieder der Eu-
ropa-Union kennen den Wettbewerb sehr 
gut. Viele Aktive unterstützen jedes Jahr 
aufs Neue den ältesten Schülerwettbe-

werb in Deutschland. Die Landesverbän-
de der Europa-Union veranstalten Preis-
verleihungen oder stiften eigene Preise. 
Exemplarisch seien Baden-Württemberg 
und Hessen genannt, die aus den Arbeiten 
in ihren Ländern die jeweils beste Europa-
Rede küren.

  2013 begeht der Wettbewerb sein 
60-jähriges Jubiläum. Die Förderung der 
europäischen Integration in der jungen 
Generation, vermittelt über die Auseinan-
dersetzung mit den Wettbewerbsthemen 
im Unterricht, ist der bleibende Kernge-
danke. Zeitgerechte Aufgabenstellungen 
und Bearbeitungsformen zeigen, dass der 
Europäische Wettbewerb es auch mit 60 
Jahren schafft, sowohl Lehrkräfte als auch 
Schüler zu motivieren und zu guten Leis-
tungen anzustacheln. 

  Das Jubiläum des Europäischen Wettbe-
werbs soll vor allem dafür genutzt werden, 
das langjährige Engagement vieler Lehre-
rinnen und Lehrer zu würdigen. Angedacht 
ist hierfür ein Festakt in Berlin. Mit dem 
Start der 60. Runde soll auch die europäi-
sche Dimension des Wettbewerbs verstärkt 
werden. In Kooperation mit dem Programm 
„eTwinning“ der Europäischen Kommission 
soll ein Online-Modul angeboten werden, 
durch den Schülerinnen und Schüler aus 
anderen Ländern in Europa am Wettbe-
werb teilnehmen können. Konkret soll je 
eine deutsche Schülergruppe gemeinsam 
mit zwei ausländischen Partnergruppen 
ein Thema bearbeiten und das Ergebnis im 
Internet präsentieren.

  Pünktlich zur 60. Jubiläumsrunde wird 
sich auch Nordrhein-Westfalen wieder 
am Europäischen Wettbewerb beteiligen, 
nachdem das Land 2004 ausgestiegen 
war. Dies entschied Schulministerin Silvia 
Löhrmann im Frühjahr. Die Ministerin be-
gründete dies damit, dass der Wettbewerb 
die Schulen bei der Erfüllung ihres euro-
päischen Bildungsauftrags unterstützen 
kann. Mitmachen können zunächst die 
Schülerinnen und Schüler von Europa-
schulen in Nordrhein-Westfalen, schließ-
lich gehört die Teilnahme am Europäischen 

Wettbewerb zu den Kriterien für deren 
Zertifizierung. Der Wiedereinstieg ist den 
intensiven Bemühungen des KMK-Len-
kungsausschusses für den Europäischen 
Wettbewerb, des Vorstands der Europäi-
schen Bewegung und der Europa-Union 
NRW zu verdanken. 

  Der Europäische Wettbewerb wur-
de erstmals 1953 im Land Nordrhein-
Westfalen als Aufsatzwettbewerb ausge-
schrieben. Bereits im folgenden Schuljahr 
zogen alle anderen Länder der Bundes-
republik Deutschland nach. Der Europä-
ische Wettbewerb ist demnach der äl-
teste Schülerwettbewerb in Deutschland. 
Er steht unter der Schirmherrschaft des 
Bundespräsidenten und wird auf Bundes-
ebene gefördert vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung und dem Aus-
wärtigen Amt.

www.ew2013.de

Florian Strasser
Europäische Bewegung Deutschland

Projektleiter „Europäischer Wettbewerb“ 
Koordinator Arbeitsbereich 

„Bildung & Information“

Europäischer Wettbewerb 
Neustart zum 60. Jubiläum



  Wend folgt als Präsident der EBD auf den 
ehemaligen Wirtschaftsminister Baden-
Württembergs, Dr. Dieter Spöri, der nach 
drei Amtszeiten satzungsgemäß nicht mehr 
kandidierte. Auf Beschluss der Mitglie-
derversammlung wurde Spöri zum Ehren-
präsidenten der Europäischen Bewegung 
Deutschland ernannt.

Karoline Münz
Stellv. Generalsekretärin der 

Europäischen Bewegung Deutschland
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Europäische 
Bewegung

Die Mitgliederversammlung der Europä-
ischen Bewegung Deutschland (EBD) 

hat am 2. Juli die inhaltlichen und personel-
len Weichen für die Arbeit des Netzwerks im 
kommenden Jahr neu gestellt. Die mehr als 
140 Delegierten wählten Dr. Rainer Wend, 
Leiter des Zentralbereiches Politik und Re-
gulierungsmanagement der Deutschen Post 
DHL, an die Spitze des neuen 22-köpfigen 
EBD-Vorstandes, dem auch EUD-Generalse-
kretär Christian Moos angehört.

  Als Gastredner würdigte der Staatsminis-
ter im Auswärtigen Amt, Michael Link, die 
Leistung der EBD und ihrer 226 Mitglieds-
organisationen, Europa zu erklären – gera-
de in der aktuellen Vertrauenskrise in die 
europäische Politik sei das „unentbehrlich“. 
Mit Blick auf die ESM-Abstimmung in Bun-
destag und Bundesrat betonte Link die ge-
meinsame Verantwortung, das Thema Euro-
pa aus der Ecke der Eliten herauszubringen 
und in die gesamte Zivilgesellschaft hinein 
zu übersetzen. Die EBD und ihre breite Mit-
gliederschaft seien dafür ein nicht zu wie-
derholendes Beispiel. 

  Diesen Auftrag wird die EBD auch im 
kommenden Jahr fortsetzen, beschloss 
die Mitgliederversammlung mit der Ver-
abschiedung der Arbeitsschwerpunkte 
2012/13. Auch Link spielt darin eine Rolle: 
Auf dem Arbeitsplan der EBD steht u. a. 
ein regelmäßigen Dialog zur europapo-
litischen Agenda mit dem Staatsminister 
im Auswärtigen Amt. Daneben will die 
EBD ihre Vernetzungsprojekte, z. B. im 
Bildungsbereich, in Zusammenarbeit mit 
der Europäischen Bewegung Internatio-
nal (EMI) stärker internationalisieren und 
gemeinsam mit den Mitgliedsorganisa-
tionen den Grundstein legen für proeu-
ropäische Netzwerk-Kampagnen vor der 
Bundestagswahl 2013 und der Europa-
wahl 2014.

  Dass er diese Schwerpunkte unterstützt, 
unterstrich Dr. Rainer Wend in seiner pro-
grammatischen Bewerbungsrede. Die EBD 
sei aufgrund ihrer starken gesellschaftli-
chen Verwurzelung für den europäischen 
Einigungsprozess der „glue“, das Bindeglied 

zwischen Politik und Zivilgesellschaft in 
Deutschland. Er versprach seinen Einsatz, 
die EBD als bürgerschaftliche Plattform und 
„guten Geist der europäischen Diskussionen 
in unserem Land“, zu stärken. Dabei unter-
stützen wird ihn das Kollegium des Vor-
standes um die drei Vizepräsidenten Micha-
el Gahler MdEP, Axel Schäfer MdB und die 
ehemalige EU-Kommissarin Prof. Michaele 
Schreyer sowie Schatzmeister Peter Hahn 
(Deutscher Brauer-Bund).

Staatsminister Michael 
Link MdB (l.) mit  
Dr. Rainer Wend (M.) 
und Dr. Dieter Spöri (r.)

Alle Bilder: EBD

Der Staatsminister 
im Auswärtigen Amt 
spricht zu den rund 140 
Delegierten der EBD-
Mitgliederversammlung.

Gute Stimmung im neu-
en EBD-Vorstandsteam: 
Präsident Dr. Rainer 
Wend (5. v. r.) u. a. mit Vi-
zepräsidentin Prof. Mi-
chaele Schreyer (3. v. r.) 
und dem Schatzmeister 
Peter Hahn (1. v. r.)

Rainer Wend ist neuer Präsident der EBD 
Mitgliederversammlung bestimmt Kurs bis zur Bundestagwahl 2013
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Aus dem 
Bundesverband

Düsseldorf ist als Landeshauptstadt von 
Nordrhein-Westfalen äußerst wirt-

schaftsstark und glänzt als führender Stand-
ort in den Branchen Werbung, Telekommuni-
kation und Unternehmensberatung und ist 
einer der wichtigsten Messeplätze der Bun-
desrepublik Deutschland. Nach Frankfurt/
Main ist die Rheinmetropole außerdem die 
zweitgrößte Banken- und Börsenstadt. Zahl-
reiche internationale Firmen haben dort ihren 
Sitz, darunter auch 450 japanische Unterneh-
men. Ihre zentrale Lage und die hervorragen-
den Verkehrsanbindungen, auch über den 
drittgrößten Flughafen Deutschlands, ver-
einfachen den Zugang zu den europäischen 
Märkten. In einem Umkreis von 150 km leben 
knapp 30 Millionen Menschen, im Umkreis 
von 500 km fast 35 Prozent aller EU-Bürger. 
Die Kultur-, Shopping- und Wirtschaftsme-
tropole Düsseldorf hat internationales Flair. 
Tourismus, Messe und Großkonzerne sorgen 
für kulturelle Vielseitigkeit. Sehenswertes wie 
die Altstadt, die Königsallee, die Rheinufer-

promenade oder der Medien-
Hafen ziehen Besucher aus al-
ler Welt in die Stadt am Rhein. 
Seinen Vorrat an Attraktionen 
hat Düsseldorf damit natür-
lich noch nicht erschöpft: Auf 
die Gäste warten hochkarä-
tige Museen, Oper, Theater, 
Konzerte, Kleinkunstbüh-
nen und Events – kurz: ein 
erstklassiges Kulturangebot. 
Rheinische Lebensart gibt es 
überall gratis dazu – am greif-
barsten beim Karneval, wenn 
die „Jecken“ tagelang feiern 
und tanzen oder bei einem 
Glas Altbier an der „längsten 
Theke der Welt“.
  Ein idealer Standort für 
europapolitische Debatten: 
Am 27. und 28. Oktober wird 
im Landtag der 58. Bundes-
kongress der Europa-Union 
Deutschland tagen. Der Euro-
pa-Union-Landesverband mit 
dem früheren NRW-Europa-
Minister Wolfram Kuschke an 
seiner Spitze freut sich auf 

diesen programmatisch wegweisenden Bun-
deskongress und heißt schon jetzt alle Dele-
gierten und Gäste herzlich willkommen. 
  Unter dem Motto „Mehr Europa! Wir sa-
gen wie“ wird sich der Bundeskongress den 
aktuellen europäischen Herausforderun-
gen widmen und zur Frage der künftigen 
Entwicklung der EU positionieren. Mit der 
Verabschiedung eines neuen Grundsatzpro-
gramms, das das Hertensteiner Programm 
ergänzen wird, will die Europa-Union ihre 
europäische Vision für das 21. Jahrhundert 

formulieren. Gastredner sind der Präsident 
des Europäischen Parlaments, Martin Schulz, 
die nordrhein-westfälische Europaministerin, 
Dr. Angelica Schwall-Düren, sowie weitere 
namhafte Persönlichkeiten aus dem In- und 
Ausland. Zu Beginn des Kongresses wird es 
Gesprächskreise mit Politikern aus Landes-, 
Bundes- und Europapolitik zur europapoli-
tischen Positionierung der Parteien geben. 
Ein weiterer Höhepunkt ist die Verleihung der 
von Europa-Professionell ausgeschriebenen 
Europapreise 2012.
  Der Bundeskongress ist zu Gast im Landtag 
Nordrhein-Westfalen. Es werden rund 250 
Teilnehmer aus dem gesamten Bundesgebiet 
und dem europäischen Ausland erwartetet. 
  Interessenten finden weitere Informatio-
nen sowie das Anmeldeformular für Gäste 
auf der Website http://www.europa-union.
de oder wenden sich bitte an die Bundes-
geschäftsstelle: Tel. (0 30) 3 03 62 01 30 oder 
info@europa-union.de. 		  

Karneval im Rheinland: Buntes Treiben beim 
Rosenmontagszug vor dem Düsseldorfer Rathaus

Direkt am Rhein gelegen: Der Landtag und rechts 
das Stadttor, der Sitz der Ministerpräsidentin

Der Plenarsaal des Landtags NRW: Tagungsort des 
EUD- Bundeskongresses 

Die Gehry-Bauten im MedienHafen, im Hintergrund 
der Rheinturm

Die Bolkerstraße in der Altstadt: Wegen der hohen 
Kneipendichte� im Volksmund auch „Die längste 
Theke der Welt�” genannt.
Alle Bilder: Düsseldorf Marketing & Tourismus GmbH

Wo Kultur, Wirtschaft und Politik aufeinandertreffen
58. EUD-Bundeskongress tagt am 27. und 28. Oktober in Düsseldorf



  Das Besondere: die Schüler bestimmen, 
um welches Thema es gehen soll und leiten 
den Aktionstag selbst. Dafür bilden Europa-
Union und JEF Schülerinnen und Schüler der 
teilnehmenden Schulen im Vorfeld der Ak-
tionstage zu Gruppenleitern aus. Die erste 
Gruppenleiterschulung in der Geschäftsstel-
le der Europa-Union war ein voller Erfolg: 
Engagierte Jugendliche probten einen Tag 
lang ihre Rolle als Gruppenleiter und disku-
tierten Aspekte europäischer Agrarpolitik. 

  Die ersten „Europa-Aktionstage“ der 
neuen Veranstaltungsreihe fanden im Mai 
und Juni statt. An Schulen in Altenholz 
und Eckernförde bildeten sich die jungen 
Europäerinnen und Europäer in Kleingrup-
pen eine Meinung zur EU-Erweiterung 
und zur europäischen Energiepolitik. Dabei 
kamen sie teilweise zu überraschenden Er-
gebnissen. 

  Anschließend vertraten sie ihre Stand-
punkte selbstbewusst und kompetent in 
der Debatte mit den eingeladenen Politikern. 
Auch wenn die Abgeordneten ihre Meinung 
nicht immer teilten, waren sie doch beein-
druckt von der Sachkenntnis und dem Enga-
gement der jungen Leute in der Diskussion. 
Für die Europa-Union und die JEF steht fest: 
die Veranstaltungsreihe wird fortgesetzt. 

Verantwortlich: Henrike Menze
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Aus den 
Landesverbänden

20 Jahre Binnenmarkt 
Grenzenlos leben und arbeiten?

  Dank des europäischen Rechts auf Arbeit-
nehmerfreizügigkeit darf jeder Bürger eines 
Mitgliedstaates der Europäischen Union in je-
dem anderen EU-Staat leben und arbeiten. Als 
Grenzregion ist Schleswig-Holstein von die-
sem Recht besonders betroffen. Zum 20-jäh-
rigen Geburtstag des Binnenmarktes war es 
daher Zeit für ein Zwischenfazit. Hat sich der 
offene Arbeitsmarkt für Arbeitnehmer, Ar-
beitgeber und die gesamte Region als Vorteil 
erwiesen? Welche Schwierigkeiten gilt es noch 
zu überwinden? Diesen Fragen sind wir in der 
Veranstaltung „Grenzenlos leben und arbeiten 
in Schleswig-Holstein“ nachgegangen.

  Das Fazit von Peter Hansen, Leiter des 
Regionskontors der Region Sønderjylland–
Schleswig: die grenzübergreifende Zusam-
menarbeit ist eine Erfolgsgeschichte. Über 
9.000 Arbeitnehmer pendeln derzeit täglich 
von Dänemark nach Deutschland und an-
dersherum. Aber auch, wenn theoretisch seit 
20 Jahren alles klar ist, gibt es in der Praxis 
doch immer wieder Schwierigkeiten: Ob es 
um unterschiedliche Steuersätze, Sicher-
heitsvorschriften oder die Anerkennung von 
Bildungsabschlüssen geht – das Regions-
kontor berät und unterstützt Grenzpendler 
bei auftauchenden Problemen. 

  Uwe Polkaehn, Vorsitzender des DGB 
Nord, berichtete von den mit der Einführung 
der Arbeitnehmerfreizügigkeit verbundenen 
Sorgen. Man habe Lohndumping und eine 
allgemeine Senkung der Sozialstandards 
erwartet, vor allem im Zusammenhang mit 
der EU-Osterweiterung. All das sei aber nicht 
eingetreten. Im Vergleich mit Dänemark sei 
Deutschland heutzutage sogar Niedriglohn-
land. Der Gewerkschafter forderte europa-
weite Standards für Arbeitnehmerrechte. 

  Europäische Standards wären auch in der 
Berufsbildung sinnvoll, regte Ulrich Mietsch-
ke, Präsident des Handwerksverbands Schles-
wig-Holstein, an. Es erschwere die grenzüber-
greifende Tätigkeit von Handwerksbetrieben 
sehr, wenn die deutsche Gesellenprüfung 
nicht mit der dänischen vergleichbar sei. Ge-

meinsame Standards dürften aber nicht auf 
eine Erosion des deutschen Berufsschulsys-
tems hinauslaufen. Dieses genieße europa-
weit zu recht einen guten Ruf. 

  Die anschließende Diskussion mit den etwa 
40 Gästen im Kieler Legienhof verlief lebhaft. 
Viele hatten bereits eigene Erfahrungen mit der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit zwischen Deutsch-
land und Dänemark gesammelt. In einem aber 
waren sich alle einig: Die offenen Grenzen sind 
ein Gewinn für die ganze Region. 

Europa:  
Deine Zukunft –  
Deine Meinung 
  Nicht nur während der Euro-Schulden-
Krise gilt: Europa wird immer wichtiger. Eu-
ropäische Politik hat in vielen Bereichen gro-
ßen Einfluss auf unseren Alltag gewonnen. 
Wer seine Zukunft aktiv mitgestalten möch-
te, kommt um Europa nicht mehr herum. 

  Hier setzt die neue Veranstaltungsreihe 
„Deine Zukunft – deine Meinung“ an. Ge-
meinsam begeistern die Europa-Union und 
die Jungen Europäischen Föderalisten (JEF) 
Schülerinnen und Schüler in ganz Schles-
wig-Holstein für europäische Themen. 

Schleswig-Holstein

Engagierte Europäer bei der Gruppenarbeit				    Bild: Dieter Lubeseder
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Mit neuem Schwung
Neuer Landesvorstand 

  Auf der Jahreshauptversammlung Mitte 
Juni wurde der Landesvorstand der Europa-
Union Berlin neu gewählt. Die erfolgreiche 
Verbandsarbeit der letzten Jahre stieß auf 
große Unterstützung bei allen anwesenden 
Mitgliedern, von daher zeigten diese sich 
auch bei den Wahlen einmütig. Die wie-
dergewählte Vorsitzende, Dr. Sylvia-Yvonne 
Kaufmann, nahm dieses Vertrauensvotum 
zum Anlass, um im Namen des Vorstands zu 
unterstreichen, dass die Europa-Union Ber-
lin wie gehabt mit viel Elan für die Vertiefung 
der europäischen Integration wirken wird. 

  Mit viel Applaus dankte die Jahreshaupt-
versammlung langjährigen Mitstreiterinnen 
und Mitstreitern für ihr großartiges Engage-

Berlin

Hamburg

ment. So wurde u. a. Kurt Schoenfeld, der sich 
schon seit über 50 Jahren mit Herz und Seele 
für die europäische Idee engagiert, mit der 
Ehrennadel der Europa-Union in Gold geehrt.

  Ein Höhepunkt der Jahreshauptversamm-
lung war darüber hinaus die Programmdebatte, 
über die Dr. Otto Schmuck (Mitglied im EUD-
Präsidium und Berliner Landesvorstand) aus-
führlich berichtete. Lebhaft diskutiert wurden 
die Änderungsvorschläge zum Programment-
wurf, die auf einem gemeinsamen Workshop 
mit Mitgliedern der Europa-Union Brandenburg 
und der Jungen Europäischen Bewegung Ber-
lin-Brandenburg (JEB) zuvor erarbeitet wurden. 
Die meisten Vorschläge fanden Unterstützung, 
einige andere – das zeigte die Debatte eben-
so – bedürfen bis zum EUD-Bundeskongress in 
Düsseldorf weiterer Beratung.

  Zum Abschluss genossen alle im Garten 
der Europäischen Akademie einen gemüt-
lichen Grillabend. Auch dabei wurde viel 
diskutiert, insbesondere über die anhalten-

de Finanzkrise. Man war sich einig: Die EU-
Mitgliedstaaten müssen gerade jetzt noch 
enger zusammenarbeiten!

Claudia Schur
Verantwortlich: Daniel Kempin

Landesvorsitzende Dr. Sylvia-Yvonne Kaufmann 
dankt Kurt Schoenfeld für sein langjähriges Engage-
ment.	 Bild: EUD Berlin

Reif für die Insel? 
Europa, Türkei und Zypernkonflikt
 
  Mit Beginn der EU-Ratspräsidentschaft 
der Republik Zypern am 1. Juli ist der seit 
Jahrzehnten ungelöste Konflikt auf der 
geteilten Insel erneut in den Fokus der eu-
ropäischen Öffentlichkeit gerückt. Aus die-
sem Anlass fand eine öffentliche Podiums-
diskussion statt, bei der vor allem die aktu-
ellen Entwicklungen und die Rolle der Eu-
ropäischen Union thematisiert wurden. Auf 
dem Podium diskutierten Leopold Maurer 
(Leiter der EU-Delegation in Montenegro, 
zuvor mit verschiedenen Zypern bezoge-
nen Aufgaben betraut), Michalis Koumides 
(Sprecher der Ständigen Vertretung der 
Republik Zypern in Brüssel), Prof. Dr. Niyazi 
Kizilyürek (Professor für Türkei- und Nah-
oststudien, University of Cyprus) und Ma-
nuel Sarrazin MdB (europapolitischer Spre-
cher der Bundestagsfraktion Bündnis 90/
Die Grünen und stellv. Landesvorsitzender 
der Europa-Union Hamburg) unter der Mo-

deration von Dr. Jochen Bittner (DIE ZEIT). 
Nach einem Impulsvortrag von Leopold 
Maurer und einer ersten Runde auf dem 
Podium hatten auch die etwa 80 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer die Gelegenheit, 
Fragen zu stellen. Die gemeinsame Veran-
staltung des Info-Point Europa Hamburg, 

der Europa-Union Hamburg, dem Türkei 
Europa Zentrum Hamburg, dem Deutsch-
Zyprischen Forum und der Friedrich Ebert 
Stiftung fand am Asien-Afrika-Institut der 
Universität Hamburg statt.

Verantwortlich: Bettina Thöring

(v. l. n. r.) Leopold Maurer, Michalis Koumides, Dr. Jochen Bittner, Prof. Dr. Niyazi Kizilyürek und Manuel  
Sarrazin MdB					     Bild: Kristina Aßmann-Gramberg
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sind inzwischen der Bau und die Reparatur 
der Kaimauer und die Erstellung der erforder-
lichen Infrastrukturen so weit vorangeschrit-
ten, dass mit der Eröffnung des 360 Hektar 
umfassenden und eine Milliarde Euro teuren 
Hafens in der zweiten Septemberhälfte ge-
rechnet wird. Aus China sind bisher acht der 
weltweit größten Kräne zum Be- und Entla-
den der Container-Frachter eingetroffen; über 
16 Gleisanlagen kann der Schienenverkehr 
erfolgen; die Europäische Union hat dem zu-
ständigen Veterinäramt für seine Grenzkont-
rollen die offizielle Zulassung erteilt, so dass 
Lebens- und Futtermittel in alle EU-Länder 
weiter transportiert werden können.

  So beeindruckend insgesamt das Hafenpro-
jekt ist, so ärgerlich sind in vielen Einzelfragen 
die Infrastrukturprobleme in der Hinterlandan-
bindung vor allem mit dem Schienenverkehr 
gen Süden, Westen und Osten und der un-
schlüssigen Hafenkonzeption mit ihren Folgen 
für die Binnenschifffahrt Richtung Bremen 
und Hamburg. Dies ist ein konkretes Beispiel 
aus einer Region für das erforderliche, natio-
nal und international abzustimmende Konzept 
eines transeuropäischen Verkehrsnetzes.

Verantwortlich: Adolf Schröder

Transeuropäische 
Verkehrsnetze
VeranstaItung im Landtag 

  Nach der Gründung einer Parlamentarier-
gruppe der Europa-Union auch im Nieder-
sächsischen Landtag im Herbst letzten Jah-
res konnte der Landesverband am Mittsom-
mernachtstag zur ersten europapolitischen 
Veranstaltung für Mitglieder des Landtags 
einladen. Anlass zur Themenwahl waren 
legislative Initiativen der EU für Verordnun-
gen von Europäischem Parlament und Rat 
über Leitlinien der Union für den Aufbau des 
transeuropäischen Verkehrsnetzes und zur 
Schaffung der Fazilität „Connecting Europe“, 
von denen die Landes- und Regionalpolitik 
auch in Niedersachsen konkret betroffen ist. 

  Aus der Generaldirektion „Mobilität und 
Verkehr“ in der EU-Kommission war als Re-
ferentin Gudrun Schulze nach Hannover 
gekommen, die zunächst die neuen Leitlini-
en der EU seit der Aufnahme einer eigenen 
Rechtsgrundlage für transeuropäische Net-
ze im Vertragswerk von Maastricht 1992 
erläuterte. Hauptziel der 2010 von EP und 
Rat verabschiedeten neuen Leitlinien sei „die 
Schaffung eines vollständigen und integrier-
ten transeuropäischen Verkehrsnetzes, das 
alle Mitgliedstaaten und Regionen umfasst 
und die Grundlage für eine ausgewoge-
ne Entwicklung aller Verkehrsträger bildet“. 
Der Auf- und Ausbau eines vollständigen 
transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN-V), 
bestehend aus Infrastrukturen für den Schie-
nen-, Binnenschifffahrts-, Straßen-, See- 
und Luftverkehr, solle dem „reibungslosen 
Funktionieren des Binnenmarktes und zur 
Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalts“ dienen. Dabei verwies die 
Referentin besonders auf umwelt- und kli-
marelevante Kriterien und stellte geltende 
und vorgesehene Finanzierungsrahmen vor.

  Bereits während des Vortrags regten die 
informativen Ausführungen und das anschau-
liche Kartenmaterial zu zahlreichen konkreten 
Nachfragen an. Sie machten bemerkenswerten 
Abstimmungsbedarf zwischen nationalen und 
europäischen Konzepten in der Verkehrspoli-

tik deutlich. Auch aus niedersächsischer Sicht 
stellt sich die Frage nach prioritären Projek-
ten – insbesondere, wenn transeuropäische 
Verkehrsplanungen von Seehäfen ausgehen 
sollten. Außerordentlich dankbar waren die 
Landtagsabgeordneten für die Bereitschaft der 
Referentin, ihnen die Textentwürfe zu den dis-
kutierten Verordnungen für die parlamentari-
sche Arbeit zur Verfügung zu stellen. Gern weist 
der Landesvorstand auch auf die Präsentation 
„Die zukünftige Politik für das transeuropäische 
Verkehrsnetz“ von Gudrun Schulze hin.

Europäisches Projekt 
„Jade-Port“
  Mit dem Jade-Port in Wilhelmshaven 
steckt derzeit der einzige Tiefwasserhafen 
in Deutschland und damit das wichtigste 
Infrastrukturprojekt in Niedersachsen in der 
baulichen Endphase. Über den – trotz aller 
Rückschläge in den letzten Monaten – im-
ponierenden Auf- und Ausbau konnten sich 
Mitglieder des Landesverbands in einer In-
formationsveranstaltung auf dem Hafenareal 
Eindrücke verschaffen. Auf dem Terrain in ei-
ner Größenordnung von 500 Fußballplätzen 

Niedersachsen

Reges Treiben am Stand der Europa-Union im Rahmen des Niedersachsentages
Bild: Reinhard Burdinski
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EU-Bildungsprogramm 
im Focus
  Im Rahmen der Veranstaltungsreihe 
von Europa-Professionell in Baden-
Württemberg berichtete Doris Pack 
MdEP über den aktuellen Stand der Ver-
handlungen zur neuen Generation der 
Bildungsprogramme für die Zeit von 
2014 bis 2020. Als EP-Berichterstatterin 
für die Bildungsprogramme und ausge-
wiesene Expertin für die EU-Bildungs- 
und Jugendpolitik konnte Pack kompe-
tent Auskunft geben. Landesvorsitzen-
der Rainer Wieland MdEP zeigte sich 
über den guten Zuspruch zur Veranstal-
tung erfreut.

Bürgermeister-Riege
  Der Landesverband gratuliert zwei 
aktiven Mitgliedern zum Erfolg bei Bür-
germeisterwahlen. Der 26-jährige Daniel 
Bullinger war in der Gemeinde Oberrot 
(Landkreis Schwäbisch Hall) erfolgreich. 
Er ist Mitglied im EUD-Kreisvorstand 
Böblingen. Die neue Bürgermeisterin von 
Neckarbischofsheim (Rhein-Neckar-Kreis) 
heißt Tanja Grether. Sie ist Gründungsmit-
glied und Vorsitzende des Ortsverbands 
Albgau und stellv. Vorsitzende im EUD-
Kreisvorstand Karlsruhe.

Baden-Württemberg Mannheim
Stadtführung
  Auf Einladung des Büros für europäische 
und internationale Angelegenheiten sowie 
des Kreisverbands führte ein dreistündiger 
Spaziergang Europainteressierte zu Mann-
heimer Projekten, die es ohne europäische 
Fördergelder nie gegeben hätte: den Musik-
park, die Popakademie und das GründerIn-
nenzentrum „gig7“.

Karlsruhe
Völkerfest
  Mehr als 50 Gruppen, die sich im weites-
ten Sinne mit Integration befassen, stellten 
beim diesjährigen Fest der Völkerverstän-
digung auf dem Marktplatz aus, darunter 
auch die Europa-Union. Das Fest war ge-
prägt durch intensive Kontakte zu den ver-
schiedenen Vereinen und Gesellschaften, ei-
nen großen Bedarf an Informationsmaterial 
zu den europäischen Institutionen und zum 
Euro sowie vielversprechendes Interesse an 
den Veranstaltungen. Im Endergebnis freu-
te man sich über zehn neue Mitglieder und 
viele prominente Besucher, darunter die OB-
Kandidaten Ingo Wellenreuther, Dr. Frank 
Mentrup und Jürgen Menzel, aber auch der 
Muezzin der AN-NAN-NUR Moschee, Mus-
tapha Smouni.

Heilbronn
23. Treffpunkt Europa
  Der 23. Treffpunkt Europa war wieder 
ein voller Erfolg. Bei der Eröffnung vor 
zahlreichen Gästen freute sich OB Helmut 
Himmelsbach darüber, dass neben dem 
Bürgermeister der Partnerstadt Slubice 
und der stellv. EUD-Landesvorsitzenden 
Evelyne Gebhardt MdEP auch viele Heil-
bronner Abgeordnete und Stadträte zum 
Treffpunkt gekommen waren. Neben dem 
CDU-Landesvorsitzenden Thomas Strobl 
MdB saßen Josip Juratovic MdB (SPD), 
Staatsminister Michael Link MdB (FDP) 
und Alexander Throm MdL (CDU). Den 
ganzen Tag über wechselten sich 19 Mu-
sik- und Tanzgruppen bei der Programm-
gestaltung ab, währenddessen 18 Verei-
ne für das leibliche Wohl der insgesamt 
25.000 Besucher sorgten.

Neckar-Odenwald
Europäischer  
Wettbewerb
  Im Neckar-Odenwald-Kreis beteiligten 
sich wieder rund 500 Schülerinnen und 
Schüler am 59. Europäischen Wettbewerb. 
Im Rahmen einer Feier wurden in der Haupt-
stelle Osterburken der Sparkasse Neckartal-
Odenwald zahlreiche Preise verliehen. Zur 
Feier begrüßte Regionaldirektor Ulrich 
Herrmann den CDU-Fraktionsvorsitzenden 
Peter Hauk MdL, den Landrat des Neckar-
Odenwald-Kreises Dr. Achim Brötel sowie 
die Bürgermeister Jürgen Galm (Osterbur-
ken), Klaus Gramlich (Adelsheim), Thomas 
Ludwig (Seckach) und Hans-Peter von The-
nen (Ravenstein).

Stuttgart
Preise verliehen
  Auf Einladung von Bürgermeiste-
rin Dr. Susanne Eisenmann und der 
EUD-Kreisvorsitzenden Dr. Petra Püch-
ner, fanden Schülerinnen und Schüler, 
Lehrer und Eltern aus neun Stuttgar-
ter Schulen den Weg ins Rathaus zur 
Preisverleihung. Bei der Vergabe der 
Orts-, Landes- und Bundespreise an die 
Preisträgerinnen und Preisträger im Al-
ter von 7 bis 20 Jahren wirkten neben 
Dr. Eisenmann und Dr. Püchner auch  
Dr. Stefan Kaufmann MdB und Stadträ-
tin Beate Bulle-Schmid mit.

Freiburg
Mitglieder-
versammlung
  Der Kreisverband hat einen neuen 
Vorstand gewählt. In ihrem Amt bestä-
tigt wurde Vorsitzende Carolin Dunkel-
berg. Tobias Röder und Klemens Huber 
sind ihre Stellvertreter. Als Schatzmeis-
ter wiedergewählt wurde Reiner Wichels. 
Beisitzer sind Dr. Volker Pilz (Öffentlich-
keitsarbeit), Sabina Scheliga (Veranstal-
tungen), Enzo Kublin (Internet) und Han-
negret Bauß (Lokales).

Verantwortlich: Florian Ziegenbalg

Aus den
Landesverbänden

Martin Schulz zu Gast in Oberkirch: Rund 200 
Zuhörer im restlos besetzten Forum des Hans-
Furler-Gymnasiums verfolgten die Rede des 
Präsidenten des Europäischen Parlaments zur 
Zukunft Europas.

Bild: EUD Baden-Württemberg
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Europa 
in die Schulen bringen
  Die Parlamentariergruppe der Europa-Union 
im Hessischen Landtags sowie der EUD-Lan-
desverband, vertreten durch die stellvertre-
tende Vorsitzende Hildegard Klär, beteiligten 
sich im Mai an zwei Europa-Veranstaltungen 
im Landtag: Beim Europäisches Jugendforum 
und beim Jubiläum „20 Jahre Hessische Eu-
ropaschulen“ präsentierten sie sich und ihre 
Aktivitäten an einem Informationsstand und 
stellten sich dort den Fragen von Schülern, 
Lehrern und interessierten Besuchern. Neben 
dem Vorsitzenden der Parlamentariergruppe, 
Landtagspräsident Norbert Kartmann, waren 
auch die stellv. Vorsitzenden Dr. Michael Reu-
ter MdL und Helmut von Zech MdL dabei. 

  Im Rahmen des Europäischen Jugendfo-
rums drehte sich alles rund um Fragen des 
Verbraucherschutzes und die Rolle der EU in 
diesem Politikfeld. Die mehr als 100 Teilnehmer 
von Schulen aus ganz Hessen bereiteten sich 
in Arbeitsgruppen auf die Debatte vor, disku-
tieren im Plenum über ihre Standpunkte und 
fassten Entschlüsse zu verschiedenen Fragen 
des Verbraucherschutzes. Auf dem Programm 
stand zudem ein Treffen der Schüler mit Euro-

pa- sowie Landtagsabgeordneten. „Die Europa-
Union begrüßt es sehr, dass eine Veranstaltung 
wie das Jugendforum Jugendlichen die Chan-
ce bietet, Europa und Politik „live“ zu erleben, 
und Interesse für europäische Politikprozesse 
weckt“, sagte Hildegard Klär. Das Mitwirken der 
Parlamentariergruppe der Europa-Union im 
Hessischen Landtag zeige dabei, dass der Ein-
satz für Europa fraktionsübergreifend sei.

Bergstraße
Solidarität gefordert
  „Generationen im Gespräch“ lautete das 
Motto einer Podiumsdiskussion, zu der Land-
kreis und Europa-Union Bergstraße anlässlich 
der Europa-Woche in die Alexander-von-
Humboldt-Schule eingeladen hatten. Unter 
der Moderation von Harald Hofmann disku-
tierte eine Gesprächsrunde, bestehend aus 
den Schülern Leonard von Beck und Vanessa 
Nocera sowie den Senioren Elisabeth Kilian 
und Randoald Reinhardt, über das Span-
nungsverhältnis zwischen den Generationen 
im heutigen Europa und versuchte Lösungs-
ansätze für die Zukunft aufzuzeigen. Ergänzt 
wurde die Runde durch Dr. Matthias Zürker 
von der Wirtschaftsförderung Bergstraße. Ein 
besonderer Willkommensgruß der Schulleite-
rin Cornelia Kohl galt Landrat Matthias Wilkes, 
Bürgermeister Matthias Baaß und dem EUD-
Kreisvorsitzenden Wolfgang Freudenberger.

Hessen Wiesbaden-Rheingau-Taunus
Preisträger geehrt
  Im festlichen Rahmen, eingestimmt durch 
die von der Blockflötengruppe der Europa-
Schule Dr. Obermayr gespielte Europa-Hymne, 
wurden die 49 Preisträgerinnen und Preisträger 
des 59. Europäischen Wettbewerbs in der Lan-
deshauptstadt Wiesbaden und dem Rheingau-
Taunus-Kreis geehrt. Fast 700 Schülerinnen 
und Schüler aller Schularten hatten sich in der 
Region am Wettbewerb beteiligt. Im Rahmen 
der Preisübergabe im Festsaal des Wiesbade-
ner Rathauses äußerte Kreisvorsitzender Peter  
H. Niederelz die Hoffnung, dass im kommenden 
60. Jubiläumsjahr des Wettbewerbs die Beteili-
gung noch zu steigern sei. Gemeinsam mit der 
für Schule und Kultur zuständigen Stadträtin 
Rose-Lore Scholz übereichte Niederelz Urkun-
den und Präsente, die von der Stadt und der 
Europa-Union gestiftet wurden.

Offenbach
Kabarettist zieht Bilanz
  Der Kreisverband präsentierte am 7. Mai in 
der Kulturhalle SCHANZ in Mühlheim am Main 
den Kabarettisten Sinasi Dikmen. Dieser schau-
te kritisch auf den Zustand von Europa: „Was 
ist eigentlich die Europäische Union?“ Europa, 
wenn man richtig übersetzt, sei die Frau mit der 
weiten Sicht. Wenn es so weiter gehe, suche die 
Frau die Weite, aber Sicht werde ihr fehlen. „Der 
Italiener tanzt Bunga-Bunga, der Grieche türkt 
die Bilanzen, der Spanier macht Siesta, wir in 
Deutschland machen Überstunden. Unter die-
sen faulen Kameraden wären Türken eigentlich 
die einzigen, die es mit den Deutschen aufneh-
men könnten, aber die Deutschen meinen, sie 
hätten in Offenbach genug Türken“, so Dikmen. 
Die Türkei hätte die EU-Mitgliedschaft nicht 
nur wirtschaftlich verdient, sondern auch 
historisch. „Damals gab es kein Griechenland, 
kein Italien, auch nicht den Begriff EU. So sind 
wir Türken. Unseren ersten EU-Beitrittsantrag 
haben wir 1529 gestellt. Damals konnten die 
Habsburger weder lesen noch schreiben und 
auch nicht Skifahren. Dann kamen wir mit 
einem neuen Antrag noch einmal 1683. Nun 
warten wir in der Europaschleife …“ Sinasi Dik-
men unterhielt über zwei Stunden lang das ge-
bannt lauschende Publikum und erhielt dafür 
donnernden Applaus.

Verantwortlich: Timo Röder

Aus den
Landesverbänden

Hildegard Klär mit Landtagspräsident Norbert Kartmann		  Bild: EUD Hessen



in das Staatsweingut Oppenheim eingela-
den. Die Kreisvorsitzende Ingrid Raddatz 
freute sich über die zahlreichen Teilnehmen-
den. Mit Gunther Träger stand ein besonders 
guter Kenner Zyperns als Referent zur Ver-
fügung, dem es gelang, die Geschichte wie 
auch die gegenwärtigen Probleme anschau-
lich darstellen. Das Zusammenleben von 
griechischen und türkischen Zyprioten sei 
in der Praxis der Insel einfacher geworden, 
werde aber wieder durch die „Mutterländer“ 
gebremst. In der Diskussion wurden sowohl 
Fragen des Tourismus als auch der geopo-
litischen Lage Zypern vor dem Hintergrund 
des Nah-Ost-Konflikts erörtert, und es ka-
men auch ganz praktische Probleme wie der 
Empfang deutscher Fernsehprogramme in 
Zypern zur Sprache. Für die Präsidentschaft 
habe sich Zypern eine Offensive in Bildungs- 
und Ausbildungsfragen vorgenommen, 
sagte Träger, der auch darüber unterrichten 
konnte, dass der Anteil der Menschen mit 
Hochschulabschluss in Zypern mit 45 Pro-
zent deutlich über dem EU-Durchschnitt 
liege, während Deutschland mit 29 Prozent 
ebenso deutlich darunter bleibe. 

Birkenfeld / Idar-Oberstein
Europa gestalten
  „Wir wollen Europa mitgestalten, statt 
zerreden“, so Damian Hötger, neugewählter 
Kreisvorsitzender, „und Chancen erkennen, 
wo andere nur Risiken sehen. Europa ist 
nicht nur Schicksal, sondern Zukunft und 
letztendlich das, was wir daraus machen.“

  Der Kreisverband möchte durch geziel-
te Veranstaltungen die Möglichkeiten, die 
Europa gerade für junge Menschen bietet, 
aufzeigen. Während der Mitgliederver-
sammlung unter der Leitung des Landesvor-
sitzenden Dr. h. c. Friedhelm Pieper und des 
Geschäftsführenden Vorstandsmitgliedes 
Anna Schneider wurde der neue Vorstand 
durch Stefan Marquis, Bianca Brückmann, 
Markus Schweig, Tim Wünsch und Julian 
Weirich komplettiert. Pieper begrüßte die 
Neuwahl gerade in der aktuellen Debatte der 
Europa-Union, die mit einem neuen Grund-
satzprogramm das Hertensteiner Programm 
ergänzen und damit in Zeiten der Negativ-
Schlagzeilen über Europa Flagge zeigen will.

Verantwortlich: Anna M. Schneider

  Über 1. Landespreise freuten sich 138 
Schüler und Schülerinnen, die darüber hi-
naus mit einer dreistündigen Sonderschiff-
fahrt zur Loreley belohnt wurden. 

Europa in die Schule 
  Die zum siebten Mal den Schulen angebo-
tene Aktion „Europa in die Schule“ hat erneut 
ein beachtliches Echo gefunden. In 63 Vor-
trags- und Diskussionsrunden konnten sich 
ca. 3.500 Schülerinnen und Schüler, Lehrkräf-
te und auch Eltern über europäische Themen 
informieren. Schwerpunktmäßig wurde über 
die Folgen der Schuldenkrise innerhalb der 
EU, die Erweiterungen und über Kosten und 
Nutzen einer EU-Mitgliedschaft diskutiert. 
„Europa in die Schule“ wurde vom Ministerium 
für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und 
Kultur den Schulen empfohlen und von der 
Vertretung des Landes Rheinland-Pfalz beim 
Bund und bei der Europäischen Union unter-
stützt. Herzlicher Dank gilt allen Mitgliedern 
unseres Verbandes, die als Referenten bei der 
Aktion unentgeltlich mitgewirkt haben! 

Mainz-Bingen
Zypern kennengelernt
  Zu einem informativen und genussvollen 
Abend mit Weinproben aus Zypern und aus 
der eigenen Region hatte der Kreisverband 
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Rheinland-Pfalz

Europa: helfen und 
weiterfahren
  Mit einer Tagesveranstaltung in Bop-
pard fand der 59. Europäische Wettbe-
werb unter dem Motto „Europa: meine 

– deine – unsere Zukunft“ auf Landes-
ebene seinen Abschluss. Die Streicher-
klasse des Kant-Gymnasiums stimmte 
mit schwungvollen Melodien zum fröh-
lichen Verlauf ein. Ministerialrat Dr. Klaus 
Sundermann würdigte das europäische 
Engagement von über 100 Schulen aus 
allen Landesteilen. Aufmerksam sei im 
Bildungsministerium die Zunahme in der 
Beteiligung um 5,3 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr auf 7.206 Schülerinnen und 
Schüler registriert worden, womit Rhein-
land-Pfalz den dritten Platz unter den 
Bundesländern belege. 

  Manfred Däuwel verglich den Prozess 
der europäischen Einigung mit einer Fa-
milie auf Fahrradtour, die unbeschadet an 
das Ziel komme, wenn alle vorschriftsmä-
ßig fahren, wenn nicht, komme es zu Stür-
zen. Die Frage stelle sich dann: helfen oder 
weiterfahren? Die Europa-Union tritt für 
Helfen und Weiterfahren zu den Vereinten 
Staaten von Europa ein.

Aus den
Landesverbänden

Sonderschifffahrt für jugendliche Europa-Preisträger und ihre Begleiter auf dem Rhein zur Loreley	
Bild: Rosemarie Däuwel-Türk
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„Was Europa jetzt braucht, ist ein Ver-
fassungskonvent!“ unterstützt werden 
konnte. 30 Standbesucher trugen sich 
in die Unterschriftenliste ein, darunter 
auch der Bonner Oberbürgermeister Jür-
gen Nimptsch.

Steinfurt
EURO-Satire
  Zehn Jahre EURO – ein Jubiläum der 
besonderen Art, denn gegenwärtig ist die 
gemeinsame europäische Währung in al-
ler Munde. Die Finanzkrise dominiert die 
Politik in den letzten drei Jahren in der EU 
und ihren Mitgliedstaaten. „Was hat man 
falsch gemacht? Wer trägt die Schuld 
für die entstandene Misere? Welche Rol-
le haben die Banken gespielt, und wie 
kann man es verhindern, dass zukünftig 
eine ähnliche Krise die Fundamente der 
EU wieder erschüttert?“ Eine Antwort 
auf diese Fragen hat der Kreisverband 
in Kooperation mit der europe direct In-
fostelle Steinfurt in einer amüsanten Art 
und Weise gefunden. „Hast de mal nen 
EURO?“ – so der Titel eines Theaterstücks, 
das am 15. Mai in Emsdetten aufgeführt 
wurde. Mehr als 120 Personen wollten 
die politische Satire live miterleben. Die 
gelungene Vorstellung und der großarti-
ge Erfolg des Kreisverbandes inspirierten 
den Landesverband, das Stück auch in 
anderen Verbänden und Europaschulen 
zu präsentieren.

Verantwortlich: Dr. Pantaleon Giakoumis

tugiesischen Politik in der EU. Das Thema 
Staatsverschuldung spielte dabei eine be-
sonders wichtige Rolle. 

Siegen-Wittgenstein
EuGH besucht
  Der Kreisverband besuchte mit einer 
Gruppe Jurastudenten den Europäischen 
Gerichtshof in Luxemburg. Vorsitzende 
Stefanie Jung ist selbst Juristin und pro-
moviert an der Universität Siegen. Dank 
ihres großen Engagements konnte der 
Verband wieder reaktiviert werden. Der er-
eignisreiche Aufenthalt in Luxemburg hat 
mit Sicherheit die Begeisterung für Europa 
gestärkt und wird die Arbeit des Kreisver-
bands für die Zukunft positiv beeinflussen. 
Dies zeigte sich auch insoweit, als im An-
schluss an die Exkursion neue Mitglieder 
gewonnen werden konnten.

Lüdinghausen
Neuer Vorstand
  Artur Friedenstab, langjährig mit der 
Europa-Union verbunden und bisher 
schon als Vorstandsmitglied im örtlichen 
Verband tätig, wurde von der Mitglieder-
versammlung einstimmig zum neuen Vor-
sitzenden gewählt. Er trat die Nachfolge 
von Gerd Zentek an, der aus Altersgrün-
den nicht mehr kandidierte. Zentek be-
richtete über die vielfältigen Aktivitäten 
des Verbandes unter seiner Obhut in den 
vergangenen 25 Jahren. Nach wie vor sei 
es wichtig, für Europa zu wirken, denn, so 
Zentek, „Europa bedeutet Frieden“. Der 
neue Vorsitzende sowie der Landesge-
schäftsführer Giakoumis dankten Zentek 
für sein jahrzehntelanges Engagement. 

Bonn / Rhein-Sieg
Europatag im Rathaus
  Beim Europatag 2012 im Alten Rat-
haus der Bundesstadt Bonn war auch 
der Kreisverband Bonn/Rhein-Sieg dabei. 
Attraktion war ein Europa-Quiz, das von 
den Besuchern sehr gut angenommen 
wurde. Darüber hinaus hatte der Vor-
stand eine Unterschriftenliste ausgelegt, 
mit der eine Petition unter dem Motto 

Nordrhein-Westfalen

Koalitionsvertrag in 
NRW: „Europa-Union 
als wichtiger Pfeiler“
  Landesvorsitzender Wolfram Kuschke ist 
hoch erfreut über die Wertschätzung, die 
die Koalitionsfraktionen SPD und Bündnis 
90/Die Grünen erneut der Europa-Union 
beimessen. „Wir begrüßen als Verband 
eindeutig die Schwerpunktsetzung beim 
Europa der Bürgerinnen und Bürger“, so 
Kuschke. Die Landesregierung geht davon 
aus, dass bei der Erarbeitung eines Ge-
samtkonzeptes für die europapolitische 
Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit und 
der Stärkung des Netzwerkes europapoli-
tischer Akteure in NRW die Europa-Union 
ein wichtiger Pfeiler ist. Mit der Entwick-
lung eines Europa-Zentrums, an dem die 
Europa-Union maßgeblich beteiligt ist, hat 
der nordrhein-westfälische Verband sei-
ne Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Projektarbeit gestärkt. „Bei Projekten zu 
Städtepartnerschaften, zur Stärkung der 
Zivilgesellschaft und zur Erreichung inter-
kultureller Kompetenzen im Rahmen euro-
päischen Lernens, wird dies schon in den 
nächsten Monaten sichtbar werden“.

Studienreise nach 
Nordportugal
  30 Teilnehmerinnen und Teilnehmer zähl-
te die Reisegruppe, die unter der Leitung 
von Landesgeschäftsführer Dr. Pantaleon 
Giakoumis den Norden Portugals besuchte. 
Nordportugal ist bei vielen Bürgern unbe-
kannt, umso größer war die Überraschung 
über die reichhaltige Geschichte und Kul-
tur dieser Region: Paläste, faszinieren-
de Klöster, reichhaltige Bibliotheken und 
Universitäten sind Zeugen der ehemaligen 
Weltmacht Portugal. Neben der schönen 
Hafenstadt Porto wurden auch die Städ-
te Guimares, Aveiro, Coimbra, Vila Real 
und Braga besucht. Neben dem Besichti-
gungsprogramm referierten Dr. Giakoumis,  
Dr. Hans Georg Meyer und Dr. Heinrich 
Hofschulte über aktuelle Aspekte der por-

SCHAUEN SIE REIN !

Aktuelle Informationen und Berich-
te über Aktivitäten und Veranstal-
tungen sowie politische Stellung-
nahmen der Europa-Union fi nden 
Sie auf den Internetseiten unter: 

www.europa-union.de
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Neuer Landesvorstand
  Die Europa-Union Saar hat ihren Vor-
sitzenden Dr. Hanno Thewes einstimmig 
im Amt bestätigt. Seine Stellvertreter wur-
den Dr. Jörg Ukrow, Jürgen Zimper und 
Christine Klos. Als Geschäftsführer wur-
de Klaus Wolf gewählt. Schatzmeister ist 
Karsten Peters. Beisitzer sind: Dr. Lothar 
Kuntz, Martina Decker, Andreas Haan, Tina 

Schöpfer, Georg Walter, Roland König und 
Christine Jung. Thewes dankte Bernd Reis, 
Vizepräsident der Europäischen Bewegung, 
der nicht mehr als Geschäftsführer kandi-
dierte, und Dr. Michael Meimeth, der als 
Schatzmeister aufhörte. 

Historischer Beitrag 
des Saarlandes zu 
Europa aufgearbeitet

  Auf Einladung der Eu-
ropa-Union Saar stellte 
Johannes Schäfer sein 
Buch „Das autonome 
Saarland – Demokratie 
im Saarstaat 1945-1957“ 
in der vollbesetzten Villa 
Europa in Saarbrücken 
vor. Der Autor studierte 
Politikwissenschaften 
und Neueste Geschichte 
an der Universität des 
Saarlandes und der FU 
Berlin. In Saarbrücken 
geboren (1981) und auf-
gewachsen, lebt und ar-
beitet er heute in Berlin. 
Wie keine andere Epoche 
steht die Zeit des Saar-
staats von 1945 bis 1957 
für drastische politische, 
wirtschaftliche, kulturelle 
und emotionale Umwäl-
zungen. Schäfer analy-
siert in seinem Buch die 
„Demokratie à la Sarre“ 
und gelangt zu einer dif-
ferenzierten Bewertung 
der politischen Defekte 
im autonomen Saarland. 
Die Beseitigung der de-
mokratischen Defizite 

– die Lösung der Saar-
frage – gilt historisch 
als die entscheidende 
Voraussetzung für die 
Annäherung Frankreichs 
und Deutschlands. Da-
mit machte sie den Weg 
frei für die Entwicklung 
Europas zu einer politi-
schen Union. Die Zeit-
zeugen Arno Krause, 

Klaus Altmeyer, Alwin Brück und Dr. Jo-
achim Becker waren anwesend und be-
richteten leidenschaftlich und informativ 
vom Erlebten.

Verantwortlich: Dr. Hanno Thewes

Saarland

Das neue Landesvorstandsteam mit dem Ehren-
vorsitzenden Arno Krause (oben r.). 

Bild: Varleri Braun

Buchpräsentation über den autonomen Saarstaat: 
(v. l. n. r.) Andreas Schorr (Geschäftsführer Röhrig-
Verlag), Lektorin Amelie Schröder, Autor Johannes 
Schäfer, Landesvorsitzender Dr. Hanno Thewes und 
Werner Röhrig (Verlagsgründer)	 Bild: Roos


